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Zusammenfassung
Theorie und Praxis der Stadtregionspolitik richtet sich klas-
sisch an großstädtischen Ballungsräumen aus. Die Öster-
reichische Raumordnungskonferenz (ÖROK) jedoch nahm in
Zusammenarbeit mit dem Österreichischen Städtebund schon
früh eine Vorreiterrolle ein, indem sie bereits zu Beginn der
2010er-Jahre kleine und mittlere Städte in ihre Stadtregions-
strategie involvierte. Vor diesem Hintergrund haben sich im
vergangenen Jahrzehnt in Österreich zahlreiche kooperative
Initiativen von Klein- undMittelstädtenmit ihremUmlandher-
ausgebildet. Dabei zeigt sich, dass diese stadtregionalen Ko-
operationen inhaltlich und institutionell sehr unterschiedlich
ausgestaltet sind. Dieser Beitrag basiert auf einer vergleichen-
den Untersuchung etablierter Stadt-Umland-Kooperationen
und der unterschiedlichen Governance-Arrangements in vier
Fallbeispielen, im Rahmen derer Klein- und Mittelstädte in
Österreich gemeinsam mit ihrem Umland abgestimmte Kon-
zepte zur räumlichen Entwicklung erarbeiteten und umsetz-
ten. Dabei wird deutlich, wie aus einem diskursiven Ansatz auf
nationaler Ebene eine gelebte Praxis der gleichberechtigten,
interkommunalen Zusammenarbeit wird.
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Abstract
Theory and practice of city-regional policies are classically ori-
ented towards metropolitan areas. The Austrian Conference
on Spatial Planning (ÖROK) in cooperation with the Austrian
Städtebund (Austrian Association of Cites), however, took on
a pioneering role by involving small- and medium-sized cities
in their urban region strategy as early as the early 2010s. In
this context, numerous cooperative initiatives between small-
and medium-sized towns and their surrounding areas have
emerged in Austria over the past decade. Thereby, it gets obvi-
ous that these urban-regional cooperation are structured very
differently in terms of content and institutional background.
This paper is based on a comparative research in four case
study areas that established urban-rural cooperation in Aus-
trian small- and medium-sized towns with their surroundings,
analysing different governance arrangements implemented in
the four case study regions. The cases demonstrate how a dis-
cursive approach on the national level becomes a lived prac-
tice of equal, inter-municipal cooperation on a city-regional
level.

Keywords: Small- and medium-sized towns � Inter-
municipal cooperation � City region � Austria � Regions
beyond metropolises
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1 Ausgangslage und
Forschungsinteresse

Unter „Stadtregionen“ werden in der Regel großstädtische
Ballungsräume verstanden. Allerdings erfährt im Kontext
des gestiegenen Bewusstseins für die Bedeutung kleiner und
mittlerer Städte als „Wachstumsmotoren“ (Giffinger/Kramar
2012), „Ankerpunkte“ (Danielzyk 2017) und „Leistungsträ-
ger der Regionalentwicklung“ (Priebs 2017) auch das Ver-
hältnis dieser Städte zu ihren Nachbarkommunen verstärkte
Aufmerksamkeit. Mit ihrer frühen Hinwendung zu den klei-
neren und mittleren Stadtregionen hat die österreichische
Raumordnungspolitik schon vor über zwei Jahrzehnten eine
auch für andere Länder interessante Position bezogen. Das
ist vor allem ein Verdienst der Österreichischen Raumord-
nungskonferenz (ÖROK), deren Aufgabe die übergreifende
Koordination von Fragen der Raumordnung und Regional-
politik in Österreich ist und die für die Erarbeitung sowie
regelmäßige Fortschreibung des Österreichischen Raument-
wicklungskonzepts (ÖREK) verantwortlich ist. Die Österrei-
chische Raumordnungskonferenz hat zwar keinen direkten
Durchgriff auf Entscheidungen in den Stadtregionen, doch
ist ihr Einfluss als einzige für ganz Österreich zuständige
Institution der Raumordnung nicht zu unterschätzen.

Im Österreichischen Raumentwicklungskonzept 2001
wurde analog zum Europäischen Raumentwicklungskon-
zept (Europäische Kommission 1999) der Aspekt der Poly-
zentralität aufgegriffen (Purkarthofer/Humer 2019: 8) und
(wie in anderen Staaten auch) hinsichtlich der Herausfor-
derungen des globalen und internationalen Wettbewerbs
die Bedeutung der Stadtregionen als „Motoren der wirt-
schaftlichen Entwicklung“ (ÖROK 2002: 107) betont. Eine
Besonderheit ist jedoch, dass in Österreich, das eine Sied-
lungsstruktur mit nur wenigen Großstädten aufweist, im
Sinne einer polyzentrischen Entwicklung der Anspruch
formuliert wird, dass „auch kleinere städtische Regionen
eine internationale Standortgunst erreichen“ sollen (Zech/
Klingler 2017: 8). In diesem Sinne wurden zu Beginn des
Millenniums in verschiedenen Landesteilen Entwicklungs-
prozesse und Plattformen zur stadtregionalen Kooperation
gestartet, die auf nationaler Ebene wiederum vor allem von
der Österreichischen Raumordnungskonferenz und dem
Städtebund vorangetrieben wurden (Purkarthofer/Humer
2019: 8).

Auf der Grundlage einer systematischen Abgrenzung von
38 österreichischen Stadtregionen (ÖROK 2009: 53) konnte
die Österreichische Raumordnungskonferenz ihren Politik-
ansatz für diese stadtregionalen Handlungsräume konkre-
tisieren und eine Basis für deren tatsächliche Implemen-
tierung schaffen. Im Österreichischen Raumordnungskon-
zept 2011 wurde die „Entwicklung einer österreichweiten
Agglomerationspolitik“ als eines von 14 Handlungsfeldern

festgelegt (ÖROK 2011: 84-87). An dem Fokus auf die
kleineren Stadtregionen hat sich auch in der Fortschreibung
nichts geändert. Zur Umsetzung wurden unter Federführung
des Österreichischen Städtebundes eine „Kooperationsplatt-
form Stadtregion“ und gemeinsam mit dem KDZ – Zentrum
für Verwaltungsforschung eine eigene Website1 eingerichtet
(vgl. Krabina/Prorok 2016). Zudem wurde 2013 der Stadtre-
gionstag als jährlich stattfindendes Diskussions- und Kom-
munikationsforum etabliert, das 2019 unter dem program-
matischen Motto „Zentren brauchen Regionen – Regionen
brauchen Zentren“ stand (vgl. Priebs 2019a).

Die aktuell 42 österreichischen Stadtregionen weisen ei-
ne erhebliche Spannbreite bezüglich der Größe von Kern-
städten und Regionen auf. So reicht die Bevölkerungszahl
der Stadtregionen von 12.709 (Neunkirchen) bis knapp 2,7
Millionen (Wien). Da zum Ende des Jahres 2020 nur zehn
Regionen mehr als 100.000 Einwohnerinnen und Einwoh-
ner (EW) hatten, bilden mittlere Städte den Kern vieler
Regionen, in peripheren Räumen insbesondere auch klei-
ne Städte. Dabei war die ursprüngliche Abgrenzung der
Stadtregionen durch die Österreichische Raumordnungskon-
ferenz nicht verbindlich oder gar abschließend, vielmehr
können die Bundesländer davon abweichende Abgrenzun-
gen vornehmen, wie das unten noch näher ausgeführte Bei-
spiel des Landes Oberösterreich zeigt.

Die durch Kleinstädte geprägte Siedlungsstruktur wurde
bereits erwähnt. Die damit zum Ausdruck kommende klein-
teilige Gemeindegebietsstruktur führt zwar immer wieder
zu kritischen Diskussionen (vgl. z. B. Winterer 2019), ins-
gesamt entsteht aus den Gesprächen (vgl. Kapitel 4) und der
Beobachtung der Medien jedoch der Eindruck, dass in Ös-
terreich breiter politischer Konsens ist, diese Struktur nicht
grundsätzlich in Frage zu stellen. Daraus resultiert ein be-
sonderer Abstimmungsbedarf zwischen den kleineren und
mittleren Kernstädten mit ihren teilweise sehr kleinen Nach-
barkommunen. Dieser Abstimmungsbedarf ist tendenziell
größer als in Deutschland, weil dort mit Ausnahme von ein-
zelnen Ländern (z. B. Schleswig-Holstein) seit den 1970er-
Jahren überwiegend größere Gemeinden gebildet wurden.

Der Diskurs zur Stadtregionspolitik (vgl. Felkel 2017)
und die besonders kleinteilige Gemeindestruktur bilden den
Hintergrund der vorliegenden empirischen Untersuchung
von vier österreichischen Stadtregionen. Da die Etablie-
rung von Stadtregionen ,vor Ort‘ nicht durch Empfehlungen
der Österreichischen Raumordnungskonferenz und nur be-
dingt durch landesrechtliche Vorgaben geregelt ist, sondern
der Initiative von lokalen Akteuren obliegt, eröffnen sich
vielfältige Möglichkeiten der inhaltlichen und organisatori-

1 https://www.stadtregionen.at (17.02.2021).
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schen Ausgestaltung. Zwar liegt etwa mit der Arbeit von
Matschek (2011) ein Überblick über die Formen interkom-
munaler Zusammenarbeit sowie über deren Rahmenbedin-
gungen, Aufgabenerfüllung, Organisationsformen und Er-
folgsfaktoren vor, doch ist die tatsächliche organisatorische
und institutionelle Ausgestaltung der österreichischen Stadt-
regionen vor dem Hintergrund des engen Gebietszuschnitts
der Kernstädte und der zersplitterten kommunalen Struktur
im Umland bislang noch nicht systematisch untersucht wor-
den. Aufbauend auf dieser Forschungslücke liegen diesem
Beitrag folgende Forschungsfragen zugrunde:

– In welcher organisatorischen Struktur bzw. in welchem
institutionellen Rahmen kooperieren in Österreich kleine
und mittlere Kernstädte mit ihren überwiegend sehr klei-
nen Nachbargemeinden?

– Welche Themen und Aufgaben werden in den Stadtregio-
nen als vordringlich für eine gemeinsame Wahrnehmung
gesehen?

– Welche Rolle nehmen die Kernstädte in den stadtregiona-
len Kooperationen ein?

Im Rahmen eines vergleichenden Fallstudienansatzes wird
versucht, neben den thematischen Herausforderungen der
Kooperation unterschiedliche organisatorische Ausprägun-
gen sowie Faktoren für eine erfolgreiche und längerfristige
Kooperation herauszuarbeiten. Bevor diese dargestellt wer-
den können, erfolgt in Kapitel 2 zunächst eine theoretische
Annäherung an das Thema. In Kapitel 3 werden das metho-
dische Vorgehen und die Auswahl der Fallstudien erläutert.
Kapitel 4 als Hauptkapitel ist den vier Fallstudien gewid-
met. Es folgt in Kapitel 5 eine vergleichende Analyse der
Ausgestaltung der Kooperationen einschließlich der Rolle
der Städte. Abschließend werden in Kapitel 6 ein Fazit ge-
zogen und Perspektiven aufgezeigt.

2 Stand der Forschung: Klein-
und Mittelstädte als Akteure
interkommunaler Kooperationen

2.1 Konjunktur der geographischen Klein-
und Mittelstadtforschung?

Die Bedeutung der Klein- und Mittelstädte insbesondere für
die Stabilisierung und Entwicklung metropolenferner länd-
licher Räume ist in der raumbezogenen Wissenschaft und
Politik erst in jüngerer Zeit erkannt und betont worden. Kam
eine 2006 vorgelegte ESPON-Studie noch zu dem Ergebnis,
dass es keine systematische Untersuchung von Klein- und
Mittelstädten gibt, „although policy making increasingly re-
fers to them“ (ESPON 2006: 14), ist die Forschung seitdem

deutlich intensiviert worden. Entsprechend kommt ein däni-
sches Forschungsprojekt 2015 zu folgendem Ergebnis: „[...]
research from around Europe shows a great diversity of
small town development, including successful development
trajectories despite geographical disadvantages“ (Fertner/
Groth/Herslund et al. 2015: 119). Auch im deutschsprachi-
gen Raum haben Klein- und Mittelstädte verstärkte Auf-
merksamkeit der Raumwissenschaften erlangt (vgl. Kühn/
Weck 2012; Kaufmann/Meili 2019; Ries 2019). Regionale
Aufarbeitungen liegen beispielsweise mit einer Studie zum
österreichischen Waldviertel (Giffinger/Kramar 2012), mit
einer vergleichenden deutschen Untersuchung für das Städ-
tedreieck Altmark und die Standortinitiative SüdWestpfalz
(Kühn/Milstrey 2015) sowie mit einer Aufsatzsammlung für
Niedersachsen2 vor. Erst kürzlich wurde deutlich das Inte-
resse an einer „spezifischen wie systematischen Kleinstadt-
forschung“ (Porsche/Milbert 2018: 6) formuliert. Sowohl
ein Kleinstadt-Themenheft des deutschen Bundesinstituts
für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR)3 als auch ei-
ne Veröffentlichung der Akademie für Raumforschung und
Landesplanung (Porsche/Steinführer/Sondermann 2019) be-
zeugen das vorhandene Forschungsinteresse sowie die Not-
wendigkeit, sich angesichts einer zunehmenden räumlichen
Polarisierung vermehrt dieser Siedlungskategorie zu wid-
men. Ein „Positionspapier aus der ARL“ betont darüber
hinaus den Bedarf an evidenzbasierter Forschung, die Funk-
tionen, Leistungen und Potenziale von Kleinstädten heraus-
arbeitet (ARL 2019). Aus diesem neu entstandenen For-
schungsinteresse generiert sich daher der Eindruck, dass
die Klein- und Mittelstadtforschung in der Humangeogra-
phie aktuell eine gewisse ,Konjunktur‘ erlebt.

2.2 Klein- und Mittelstädte: Eine
definitorische Abgrenzung

Bei näherer Betrachtung wird deutlich, dass eine klare De-
finition und Abgrenzung von Klein- gegenüber Mittelstäd-
ten häufig nicht so einfach möglich ist und unterschiedli-
che Vorstellungen dazu existieren (vgl. Porsche/Steinführer/
Sondermann 2019). In der Praxis verläuft die Abgrenzung
der Kategorien in der Regel vereinfachend entlang von Ein-
wohnerzahlen. So unterscheidet das BBSR in seinen Stadt-
und Gemeindetypen für Deutschland etwa kleinere Klein-
städte mit 5.000 bis weniger als 10.000 EW von größeren
Kleinstädten mit mehr als 10.000 bis unter 20.000 EW. Als
Mittelstädte werden jene Gemeinden mit mehr als 20.000

2 http://www.wig-niedersachsen.de/Neues_Archiv/Neues_Archiv_
Inhalt_17_02.pdf (15.02.2021).
3 https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/veroeffentlichungen/izr/
2018/6/izr-6-2018.html (15.02.2021).
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bis unter 100.000 EW definiert (Porsche/Milbert 2018: 7),
wobei sich auch diese Größenklasse in kleine Mittelstädte
mit über 20.000 und unter 50.000 EW sowie große Mit-
telstädte mit über 50.000 bis unter 100.000 EW unterteilen
lassen (Ries 2019: 77). In der österreichischen Statistik wer-
den zwar 27 Kleinstadtregionen (weniger als 40.000 EW
in der Kernzone) und neun Mittelstadtregionen (40.000-
100.000 EW in der Kernzone) gesondert ausgewiesen, in-
teressanterweise gibt es jedoch in Österreich – anders als
in Deutschland – keine offizielle statistische Definition von
Klein- und Mittelstädten als eigenständigem Raumtypus.
Dies könnte an der Größenstruktur der österreichischen Ge-
meinden liegen. Ohnehin dürfte bezüglich der Rolle, die
Klein- und Mittelstädte in ihrer Region ausfüllen, deren zen-
tralörtliche Funktion aussagekräftiger sein als eine rein ein-
wohnerbezogene Abgrenzung (Burdack 2013: 5; Porsche/
Milbert 2018: 7). Zwar treffen sich bei diesem Thema Ten-
denzen der Stadtforschung mit der wieder erstarkten Aner-
kennung des zentralörtlichen Systems in der Raumordnung
(Einig 2015; MKRO 2016), doch werden, wie Danielzyk
und Priebs (2020: 8) kritisch feststellen, diese beiden Dis-
kursstränge bislang kaum gemeinsam betrachtet.

Die räumlich-funktionale Relevanz von Klein- und Mit-
telstädten spielt im vorliegenden Beitrag auch hinsichtlich
ihrer ,Ankerfunktion‘ im stadtregionalen Arrangement ei-
ne Rolle. Die Anforderungen an Klein- und Mittelstädte
müssen dabei auch vor dem Trend der (Re-)Urbanisierung
betrachtet werden. Durch das Wachstum der großen Städ-
te ergeben sich für Klein- und Mittelstädte, abhängig von
ihrer Lage (Gatzweiler/Adam/Milbert et al. 2012: 37), so-
wohl Entlastungs- als auch Stabilisierungs- und Entwick-
lungsfunktionen. So nehmen Klein- und Mittelstädte im
Umland von Großstädten häufig eine Entlastungsfunktion
für die unter Wachstumsdruck geratenen Großstädte wahr.
Entsprechend geht es im engeren Verflechtungsbereich der
Großstädte, der klassischen Suburbia, vor allem um die
Wohnfunktion sowie die Sicherstellung der Versorgung und
haushaltsorientierter Dienstleistungen. Klein- und Mittel-
städte befinden sich hier aber auch in einer Abhängigkeit
vom funktional und einwohnermäßig übergeordneten Zen-
trum, das den ökonomischen und sozialen Mittelpunkt für
die gesamte Stadtregion darstellt (Burdack 2013: 5; Ries
2019: 83). In zentrumsfernen Räumen hingegen überneh-
men Klein- und Mittelstädte die Funktion regionaler Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktzentren, an deren Versorgungs-,
Stabilisierungs- und Entwicklungsfunktionen hohe Ansprü-
che gestellt werden (Gatzweiler/Adam/Milbert et al. 2012:
49; Jung 2017: 50; Ries 2019: 224). Gerade diese Städte
leiden aber häufig unter starker Auszehrung sowie zum Teil
erheblicher Konkurrenz mit anderen Gemeinden (Kühn/
Milstrey 2015: 187) um Funktionen, Bevölkerung und Steu-
eraufkommen. Deswegen wird den Kommunen verstärkt ei-

ne Kooperation empfohlen, die von staatlicher Seite mit
verschiedenen Programmen unterstützt wird, so etwa durch
die Stadtregionsstrategie des Landes Oberösterreich oder in
Deutschland durch das Städtebauförderprogramm „Kleine-
re Städte und Gemeinden – überörtliche Zusammenarbeit
und Netzwerke“ der Bundesregierung (BMUB 2014).

2.3 Interkommunale Kooperationen unter
Beteiligung von Klein- und Mittelstädten

Klein- und Mittelstädte, die mit ihrem Umland zusammen-
arbeiten und damit die Stadtregion zur gelebten funktiona-
len Raumeinheit machen, befinden sich in einem komple-
xen Spannungsverhältnis unterschiedlicher Planungs- und
Entscheidungsebenen. Allerdings gibt es bisher nur wenige
Studien, die diese besondere Form stadtregionaler Arran-
gements untersuchen. Fragen zu interkommunaler Koope-
ration bleiben entweder auf einer allgemeinen räumlichen
Ebene (vgl. z. B. Wirth/Biwald 2006; Seuberlich 2012)
oder beziehen sich – unter der Bezeichnung „Stadtregio-
nen“ oder „Metropolregion“ – vor allem auf die Koopera-
tion zwischen Großstädten mit ihrem Umland (vgl. u. a.
Herrschel/Newman 2003; Blatter/van der Heiden 2010).

Ganz allgemein umfasst die Organisation jeglicher Form
interkommunalen Kooperation einerseits die lokale Ebene
jeder einzelnen kooperierenden Einheit, andererseits aber
auch eine regionale Ebene, indem durch die Kooperation
eine mehr oder weniger abgrenzbare, intermediäre Einheit
entsteht. Wenn interkommunale Kooperationen über Förder-
programme unterstützt werden, so stellt sich darüber hinaus
auch eine Abhängigkeit zur Landes-, Bundes- oder EU-
Ebene ein. Zimmermann und Heinelt (2012:18) sprechen
hier unter Verweis auf Dahl und Tufte (1973) von einer
„flexiblen politischen Geometrie“, in der Probleme mit spe-
zifischen, „räumlich bestimmbaren Herausforderungen und
Lösungsmöglichkeiten von unterschiedlich räumlich bemes-
senen Einheiten politisch aufgegriffen und bearbeitet wer-
den“ (Zimmermann/Heinelt 2012: 18). In der Governance-
Forschung wird dabei meist von „Multilevel Governance“
gesprochen (Benz 2007), wobei Zimmermann und Heinelt
(2012: 19) im Sinne einer Metropolitan Governance, die
sich selbst in einem Wechselverhältnis zu anderen Govern-
ance-Ebenen befindet, für ein klar strukturiertes Mehrebe-
nensystem plädieren, in dem die territoriale Ebene mit be-
stimmten Aufgaben und Kompetenzen um sektorale Einhei-
ten ergänzt wird.

Eine generelle Übersicht der informellen und formalen
Kooperationsformen gibt Zimmermann (2018). Für Ös-
terreich unterscheidet Matschek (2011) bei den formalen
Kooperationen – neben der gemeinsamen Aufgabenerfül-
lung im engeren Sinne (auf vertraglicher Basis) und dem
Sitzgemeinde-Modell (bei dem eine Gemeinde Aufgaben
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für andere übernimmt) – als eigenständige Institutionen
des öffentlichen Rechts die Verwaltungsgemeinschaft und
den Gemeindeverband sowie verschiedene Organisations-
formen des Privatrechts, unter anderem den Verein. Mat-
schek (2011: 57) weist darauf hin, dass „die Findung einer
maßgeschneiderten Rechtsform für interkommunale Zusam-
menarbeit [...] mit einer Vielzahl von sowohl rechtlichen als
auch wirtschaftlichen Faktoren verbunden“ ist, weswegen es
nicht möglich sei, „ein allgemein gültiges und verlässliches
Rezept für die optimale Rechtsform interkommunaler Zu-
sammenarbeit aufzustellen“. Vielmehr seien „die einzelnen
Möglichkeiten [...] stets gründlich miteinander zu verglei-
chen und vor allem im Hinblick auf die Art der zu erfüllen-
den ,öffentlichen Aufgabe‘ zu beurteilen“ (Matschek 2011:
57).

Unterschiedliche Positionen gibt es bezüglich der Ein-
ordnung kommunaler Fusionen in das Spektrum der in-
terkommunalen Kooperationsformen. Einige Autoren se-
hen darin keine Kooperationsform, so auch Zimmermann
(2018: 1213), der allerdings sehr vorsichtig formuliert, „die
Schaffung einer neuen Gebietskörperschaft“ könne „kaum
mehr als Kooperation bezeichnet werden, da die beteiligten
Akteure ihre Autonomie ganz oder teilweise aufgeben“.
Reusch-Demel (2018: 23) vergleicht für das Land Hes-
sen die Bildung eines Gemeindeverwaltungsverbandes mit
der freiwilligen Fusion und bezeichnet letztere pointiert
als „intensivste Form der Zusammenarbeit“. Auch Priebs
(2018) sieht die freiwillige Fusion bewusst als Teil des
Spektrums von Organisationsformen, die den Gemeinden
zur Verfügung steht.

Wirth und Biwald (2006: 24-25) unterscheiden vier ty-
pische Anlässe zur Begründung einer Kooperation: i) ein
akuter Handlungsdruck in einer beteiligten Gemeinde (z. B.
akute Haushaltsprobleme oder eine neue Aufgabe, die ei-
ne Gemeinde alleine überfordern würde), ii) eine nicht al-
lein zu bewältigende Investition, die die finanzielle Leis-
tungskraft einer einzelnen Gemeinde übersteigen würde,
iii) die wachsende Komplexität kommunaler Aufgaben, die
ein erhöhtes Maß an Spezialisierung bei gleichzeitig kon-
tinuierlicher Qualifizierung der kommunalen Expertinnen/
Experten erfordern würde sowie iv) vorausschauendes po-
litisches Handeln, mit dem Effizienzgewinne erzielt wer-
den könnten. Gleichermaßen wird immer wieder auch die
Bedeutung von äußerem Druck oder die Androhung von
Zwangsmaßnahmen als Grund für die Etablierung von inter-
kommunalen Kooperationen betont. Seuberlich (2012: 120)
sieht vor allem finanzielle Fördermaßnahmen als wesentli-
chen Faktor für interkommunale Kooperationen. Alte Riva-
litäten sowie Lokalpatriotismen könnten wiederum hinder-
lich auf eine Zusammenarbeit wirken. Für eine erfolgreiche
Umsetzung einer interkommunalen Kooperation ist es nach
Bogumil und Grohs (2010: 100) wesentlich, neben recht-

lichen und funktionalen Fragen einen weitgehenden Kon-
sens „hinsichtlich eines Lastenausgleichs, der Verteilung
von Machtressourcen“ herzustellen und auch ein „machtpo-
litisches ,Gelegenheitsfenster‘ durch die zumindest grund-
sätzliche Einigkeit der Hauptverwaltungsbeamten“ zu nut-
zen.

Während Camagni, Capello und Caragliu (2016) sowie
Polèse und Shearmur (2006) deutlich auf die Relevanz von
Kooperationen für die räumliche Entwicklung von Klein-
und Mittelstädten eingehen, konnten Kühn und Weck (2013:
89) in ihrer Fallanalyse zur interkommunalen Kooperation
in von Peripherisierung bedrohten Mittelstädten in Deutsch-
land nur „wenige tragfähige Beispiele einer interkommuna-
len Kooperation“ finden. Zudem blieben die meisten Ansät-
ze informell und unverbindlich (Kühn/Weck 2013: 89). Al-
lerdings lassen sich etwa in Schleswig-Holstein, wo es ange-
sichts der erwähnten kleinteiligen Gemeindestruktur einen
besonderen Kooperationsbedarf gibt, durchaus nachhalti-
ge Kooperationslösungen in den Stadtregionen Heide und
Rendsburg identifizieren (Priebs 2019b: 189-190). Auch in
Österreich gibt es mittlerweile eine ganze Reihe bewährter
Kooperationen. Im Kontext der in Österreich seit etwa 2010
vorangetriebenen Stadtregionsstrategie ist eine vermehrte
interkommunale Zusammenarbeit nicht zuletzt deswegen er-
forderlich, weil angesichts der kleinteiligen Gemeindestruk-
tur viele österreichische Kernstädte kaum noch über eigene
Flächenpotenziale verfügen und deswegen besonders stark
von einem Konsens mit den Nachbargemeinden zur räumli-
chen Entwicklung abhängig sind.

Vor diesem Hintergrund stehen im vorliegenden Beitrag
solche Beispiele einer interkommunalen Kooperation im
Vordergrund, die als interessante und nachhaltige Beiträ-
ge zu dieser österreichischen Stadtregionspolitik erachtet
werden können. Deutlich wird, dass die Ansätze zu in-
terkommunaler Kooperation vielfältige Nuancen aufweisen
und Kooperation nicht nur als „Zusammenwirken bei einer
Leistungserbringung“ zu verstehen ist, sondern auch in der
vorliegenden Untersuchung „zugleich als Prozess und als
Format verstanden“ wird (Zimmermann 2018: 1213).

3 Methodisches Vorgehen
Diesem Beitrag liegt eine Untersuchung zugrunde, die an
Wissensdefizite bezüglich der Kooperation von Klein- und
Mittelstädten mit ihrem Umland anknüpft, die sich in den
oben formulierten Forschungsfragen ausdrücken. Diese
werden mittels einer vergleichenden Fallstudienanalyse der
gemeindeübergreifenden Zusammenarbeit von Klein- und
Mittelstädten mit ihrem Umland abseits von Großstädten
beantwortet. Der Fokus des Forschungsinteresses liegt auf
der Vielfalt der Kooperationsthemen, den unterschiedli-
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chen Governance-Arrangements sowie den praktizierten
Kooperationsformen, mit denen österreichische Klein- und
Mittelstädte die Zusammenarbeit mit ihrem Umland organi-
sieren. Mit dem Governance-Ansatz lässt sich der Prozess
der Koordination von interkommunaler Kooperation in den
Vordergrund rücken. Im Verhältnis der Kernstädte zu ih-
ren Nachbargemeinden ist etwa von besonderem Interesse,
ob sie sich trotz ihrer meist sehr dominierenden Funk-
tion um eine Kommunikation auf Augenhöhe bemühen
und wie sie sich in Bezug auf die Steuerungsformen im
Kontext interkommunaler Zusammenarbeit zwischen Hier-
archie, Konkurrenz und Kooperation verhalten (Kühn/Weck
2013). Im Fokus steht auch, welche Kooperationsthemen
vorherrschen und welche organisatorischen Instrumente im
Einzelnen genutzt werden.

Um die vielfältige Praxis und institutionelle Umsetzung
der Stadtregionspolitik in Österreich untersuchen zu kön-
nen, wurden nach intensiver Literatur- und Internetrecher-
che sowie Gesprächen mit den Landesplanungsbehörden
vier Fallstudien ausgewählt, die sich bezüglich der Art und
des Formalisierungsgrades der Kooperation unterscheiden,
um so möglichst unterschiedliche Zugänge zur Zusammen-
arbeit, deren Hintergründen und Ausgestaltungsformen ab-
bilden zu können. Der Auswahl der Fallregionen liegt ei-
ne bewusste, kriteriengesteuerte Fallauswahl (Kelle/Kluge
2010: 43) auf der Basis der oben genannten Ausführun-
gen zum Formalisierungsgrad interkommunaler Kooperati-
on zugrunde. Die Daten- und Materialgrundlagen für den
qualitativen Fallvergleich sind Planungsdokumente, Inter-
netauftritte sowie Medienberichte. Als wichtige empirische
Grundlage wurden zudem im Zeitraum zwischen Ende 2018
und Mitte 2020 offene Leitfadeninterviews (vgl. Meuser/
Nagel 2009) mit insgesamt dreizehn Fachleuten der lokalen
bzw. regionalen Ebene sowie der Landesplanung in allen
vier Fallregionen geführt. Je Fallregion wurden mindestens
ein Akteur der lokalen bzw. (stadt)regionalen Ebene sowie
eine Expertin/ein Experte der Landesebene befragt. In den
Gesprächen wurden das handlungsorientierende Wissen der
befragten Expertinnen und Experten (Meuser/Nagel 2009:
472) und die unterschiedlichen Perspektiven auf die Ausge-
staltung der interkommunalen Zusammenarbeit von Klein-
und Mittelstädten mit ihrem Umland eruiert. Die Gespräche
bezogen sich auf die allgemeine Ausgestaltung der inter-
kommunalen Kooperation, den Entstehungshintergrund der
untersuchten Kooperationsform, die interne Organisations-
struktur sowie auf die Abstimmungsprozesse zwischen den
involvierten Akteuren. Die einzelnen Fallstudien wurden zu-
erst einer Einzelfallanalyse unterzogen, in der Ziele, Inhal-
te und Formen der Zusammenarbeit sowie die Bedeutung
der Klein- und Mittelstädte in den Kooperationen entlang
einer Themenanalyse (vgl. Froschauer/Lueger 2009) heraus-
gearbeitet sowie deren Perspektiven ausgelotet wurden. Mit

diesen Einzelfallanalysen konnte ein fundiertes Verständnis
über die jeweilige Kooperation entwickelt werden, bevor
die Fälle in Hinblick auf den institutionellen Rahmen, in-
haltliche Ausrichtungen und die Rolle der Kernstädte ver-
gleichend ausgewertet wurden.

4 Darstellung der Fallstudien

4.1 Überblick über die Fallstudien

Die vier Fallstudien (vgl. Abbildung 1) sollen zeigen, dass
in den unter Beteiligung von Klein- und Mittelstädten ge-
formten Stadtregionen auf vielen Feldern sowie in unter-
schiedlichen organisatorischen und institutionellen Struk-
turen interkommunal kooperiert wird. Ziel ist es, auf der
Skala der institutionellen Verbindlichkeit unterschiedliche
Typen der Kooperation in österreichischen Stadtregionen
zu ermitteln – von der lockeren Kooperation bis zur frei-
willigen Fusion (vgl. Priebs 2018). Die von Reusch-Demel
(2018: 23) eingebrachte Perspektive auf die Gemeindefusi-
on als „intensivste Form der Zusammenarbeit“ wird auch
von der Autorin und dem Autor dieses Beitrages geteilt. So
zeigt sich in dem in weiterer Folge dargestellten Fallbeispiel
der freiwilligen Fusion zur Stadtgemeinde Trofaiach, dass
dieser Fusion ein intensiv geführter Kooperations- und Ab-
stimmungsprozess zwischen den später zusammengelegten
Gemeinden vorausgeht. Die interkommunale Kooperation
mündete demnach in weiterer Folge in die Fusion. Auch
wenn in der Realität der interkommunalen Kooperation un-
ter Beteiligung von Klein- und Mittelstädten in Österreich
keine vier Fallbeispiele streng nach dem Grad der Verbind-
lichkeit gefunden werden konnten, können durchaus unter-
schiedliche Varianten und Ausprägungen der Kooperation
von der stadtregionalen Vereinslösung über öffentlich-recht-
liche Verbände bis hin zur freiwilligen Fusion identifiziert
werden.

Funktionierende Governance-Strukturen bauen häufig
auf die Kombination unterschiedlicher Rechtsformen sowie
insbesondere die von formalen und informellen Strukturen.
Entlang der unterschiedlichen Institutionalisierung lassen
sich die hier untersuchten Fallstudien nach ihren unter-
schiedlichen Charakteristika unterscheiden, die in Tabelle 1
dargestellt werden.
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Abbildung 1 Lage der Fallregionen in Österreich

4.2 Stadtregion Vorderland-Feldkirch
(Vorarlberg)

Als Region Vorderland-Feldkirch4 wird hier der Raum
der im Verein Region Vorderland-Feldkirch zusammen-
geschlossenen Kommunen mit rund 67.000 EW verstanden.
Die Region ist Teil des Vorarlberger Rheintals, das eine
der 38 ÖROK-Stadtregionen und nach Wien und Graz der
am dichtesten besiedelte Raum Österreichs ist. Regionales
Zentrum der Region ist Feldkirch, das mit 34.210 EW
so groß wie alle anderen Gemeinden zusammen ist. Die
Stadtregion weist damit eine monozentrische Struktur auf.

4.2.1 Organisatorische Struktur und institutioneller
Rahmen der Region Vorderland-Feldkirch

Mitglieder des 1978 gegründeten Vereins sind die Stadt
Feldkirch und zwölf weitere Gemeinden. Der Verein be-

4 Vgl. https://www.vorderland.com (18.02.2021).

zeichnet sich als Regionalentwicklungsgemeinschaft, die
sich das Ziel gesetzt hat, durch gemeindeübergreifende
Kooperation die Lebensqualität der Region zu halten bzw.
weiter zu verbessern sowie den Einwohnerinnen und Ein-
wohnern aller Gemeinden „in allen Bereichen der Da-
seinsvorsorge zunehmend gleiche Voraussetzungen und
Möglichkeiten“ zu bieten (Verein Region Vorderland-Feld-
kirch 2018: 5). Der Vorsitz liegt bei einem Bürgermeister
als ehrenamtlichem Obmann, die Geschäftsführung wird
hauptamtlich wahrgenommen.

4.2.2 Inhaltliche Ausrichtung der stadtregionalen
Zusammenarbeit

Der Erreichung des Vereinszwecks dienen unter anderem re-
gionale Projekte und gemeinsame Veranstaltungen der Mit-
glieder, gemeinsame Öffentlichkeitsarbeit, die Einbindung
der Bürger/-innen in die Entwicklung der Region sowie
die Kooperation der kommunalen Verwaltungen. Auf der
Grundlage einer vom Verein Region Vorderland-Feldkirch
2003 durchgeführten Untersuchung, welche Aufgaben sich
vorrangig für eine Kooperation der Verwaltungen eignen
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Tabelle 1 Übersicht über die Fallstudien

Kernstädte mit
Einwohnerzahl
Stand 01.01.2020

Beteiligte
Gemeinden

Einwohnerzahl im
Kooperationsraum
Stand 01.01.2020

Organisatorische/institutionelle Charakteristika
der Kooperation

Region
Vorderland-Feld-
kirch
(Vorarlberg)

Feldkirch
34.210

13 67.380 Stadtregionale Vereinslösung in Kombination mit
Verwaltungsgemeinschaft und Gemeindeverband;
gemeinsame Betriebsführung, Kernstadt über-
nimmt Aufgaben nach dem Sitzgemeinde-Modell

Lienzer Talboden
(Tirol)

Lienz
11.905

15 28.146 Förmlicher Planungsverband in Kombination mit
Gemeindeverbänden und informellen Struktu-
ren; Kernstadt übernimmt Aufgaben nach dem
Sitzgemeinde-Modell; weitere räumliche Koopera-
tionsebenen

Powerregion
Enns-Steyr
(Oberösterreich)

Steyr
38.056
Enns
11.940

8 74.296 Gemeindeverband als Kooperation quer zu admi-
nistrativen Strukturen; solidarische Finanzverein-
barungen

Stadtgemeinde
Trofaiach
(Steiermark)

(Trofaiach)
(11.119)

(3)
1

11.119 Gemeindefusion nach freiwilligem und kooperativ
angelegtem Fusionsprozess

Quelle: Einwohnerzahlen der Kernstädte sowie im Kooperationsraum: Statistik Austria, Bevölkerung am 1. Januar 2020 nach Gemeinden
(Gebietsstand 1. Januar 2020, https://www.statistik.at)

würden, wurde 2005 als Pionierprojekt eine gemeinsame
Baurechtsverwaltung aufgebaut. Diese arbeitet aktuell für
alle 12 Gemeinden außerhalb der Stadt Feldkirch. Entge-
gen der ursprünglichen Absicht, für diese Aufgabe einen
Gemeindeverband zu gründen, wurde schließlich doch der
Weg der gemeinsamen Aufgabenerfüllung im engeren Sin-
ne über eine Verwaltungsvereinbarung gewählt, bei dem
die Verantwortung weiterhin bei den Bürgermeisterinnen
und Bürgermeistern liegt und die Baurechtsverwaltung kei-
ne eigene Rechtspersönlichkeit besitzt (Interview 1)5. Diese
Kooperation war so erfolgreich, dass 2011 auch eine ge-
meinsame Finanzverwaltung ihre Arbeit aufnehmen konnte,
an der sich aktuell neun Gemeinden beteiligen (Interview
2).

Perspektivisch dürfte die Intensivierung der interkom-
munalen Kooperation in der Region Vorderland-Feldkirch
unstrittig sein. Diese Einschätzung ergibt sich daraus,
dass Feldkirch eine enge funktionale Abhängigkeit von
den Nachbargemeinden erkannt hat (Interview 3) und im
Umland der geringe Spezialisierungsgrad der Gemeinde-
verwaltungen „immer deutlicher wird“ (Interview 2). Mit
dem 2017 aufgesetzten Projekt „Modellregion Gemeinde-
kooperationen“ hat sich der Verein als ehrgeizige Ziele die
Professionalisierung und Beschleunigung von Gemeindeko-
operationen sowie die „Erhöhung der Handlungsfähigkeit
von Gemeinden durch Regionalisierung von komplexen
Agenden“ gesetzt. Vorgesehen ist unter anderem die „er-

5 Nähere Angaben zu Interviewten siehe am Ende des Beitrags.

gebnisoffene Erarbeitung von Kooperationsmöglichkeiten
auch in sensiblen Themenbereichen (z.B. Schulsprengel,
Betriebsgebiete)“ (Verein Region Vorderland-Feldkirch
2018: 13).

Roter Faden für sämtliche Aktivität der Region in den
kommenden Jahren ist die Frage, wie die Gemeinden ih-
re Aufgaben künftig bestmöglich erledigen können. Da Ge-
meindefusionen unpopulär sind und nicht öffentlich themati-
siert werden, müssen zwangsläufig die Kooperationen inten-
siviert werden, die auch eine stärkere Resilienz gegenüber
möglichen Herausforderungen und Krisen schaffen sollen
(Interview 2). Für die Kooperation setzt das Land Vorarl-
berg zwar finanzielle Anreize, jedoch werden strategische
Vorgaben des Landes vermisst (Interview 3).

4.2.3 Rolle der Stadt Feldkirch in der Region
Vorderland-Feldkirch

Die Stadt Feldkirch nimmt in der Region eine Sonderrol-
le ein. Sie war anfangs nicht an der Vereinsaktivität be-
teiligt, doch führte der Prozess „Vision Rheintal“ für den
größeren Raum „Vorarlberger Rheintal“ 2006 zu einem Be-
schluss der Feldkircher Stadtvertretung, sich aktiv in die
Weiterentwicklung und Umsetzung dieser Vision einzubrin-
gen und deren Leitbild für räumliche Entwicklung und re-
gionale Zusammenarbeit im Stadtentwicklungsplan (STEP)
zu berücksichtigen (Interview 3). Im Sinne einer besseren
Zusammenarbeit mit ihren Nachbarn ist die Stadt nach einer
Übergangsphase mit Beobachterstatus 2010 dem Verein Re-
gion Vorderland-Feldkirch als volles Mitglied beigetreten.
Die Kooperationsbereitschaft der Stadt wurde auch durch
ihre positiven Erfahrungen bei der Kooperation von Stadt-
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bus Feldkirch und Landbus Oberes Rheintal gestärkt, für
die seit 2007 eine gemeinsame Geschäftsführung durch die
Stadtwerke Feldkirch erfolgt (Interview 2). Auch für die
beiden Altstoffsammelzentren in der Region Vorderland-
Feldkirch liegt die Betriebsführung bei der Stadt Feldkirch.
Ferner hat die Stadt Feldkirch im Sinne des Sitzgemeinde-
Modells die Betreuung der Informatik und der Gehaltsver-
rechnung für mehrere Gemeinden der Region übernommen.
Perspektivisch sieht die Stadt die gesamte Region als ge-
meinsamen Lebensraum und als Bezugsraum für politische
Gestaltung (Interview 3), auch die Intensivierung der Ko-
operation wird im Stadtentwicklungsplan aufgegriffen: „Die
regionale Zusammenarbeit zur Standortsicherung und Errei-
chung von wichtigen Stadtentwicklungszielen soll auch zu-
künftig weitergeführt und an erfolgsversprechenden Stellen
vertieft werden“ (Stadt Feldkirch 2018: 40).

4.3 Stadtregion Lienzer Talboden (Tirol)

Die Stadt Lienz (11.905 EW) ist das Zentrum Osttirols
sowie Verwaltungssitz des gleichnamigen Bezirks mit ho-
her Arbeitsplatz-, Schul- und Einzelhandels-Zentralität. Da
Lienz sowie einige weitere Gemeinden Osttirols bedeuten-
de Industriestandorte sind, wurde auf dem 2018 eröffne-
ten Campus Technik in Lienz mit Berufsschule, Höherer
Technischer Lehranstalt und Außenstelle der beiden Inns-
brucker Universitäten eine Mechatronik-Ausbildung ange-
siedelt. Dass die Bedeutung der Stadt Lienz über die einer
normalen Bezirksstadt hinausgeht, zeigt sich unter anderem
auch daran, dass sie trotz ihrer peripheren Lage mit zwei
täglichen Zugverbindungen direkt an die Bundeshauptstadt
Wien angebunden ist. Lienz und die 14 Umlandgemeinden
wurden auch von der Statistik Austria auf Basis der Bevöl-
kerungsdichte und räumlichen Verflechtung als „Kleinstadt-
region“ abgegrenzt und bilden eine der 38 Stadtregionen
der Österreichischen Raumordnungskonferenz.

4.3.1 Organisatorische Struktur und institutioneller
Rahmen der Stadtregion Lienzer Talboden

Die Stadt Lienz bildet mit 14 weiteren Gemeinden den Pla-
nungsverband 36 „Lienz und Umgebung“, dessen Aufga-
be nach Tiroler Landesrecht vor allem in der Mitwirkung
an Aufgaben der Raumordnung sowie der entsprechenden
Unterstützung der Gemeinden liegt. Über diese sehr allge-
mein gehaltene landesrechtliche Zuständigkeit hinaus haben
sich die Gemeinden des Planungsverbands entschlossen, als
„Zukunftsraum Lienzer Talboden“6 im identischen Gebiets-
umgriff gemeinsam die Gestaltungsverantwortung für die

6 https://zukunftsraumlienzertalboden.at (14.02.2021).

Region wahrzunehmen und damit der engen Vernetzung
der Gemeinden Rechnung zu tragen, was auch von der Tiro-
ler Landesplanung hervorgehoben wurde (Interview 4). Der
strategische Entwicklungsprozess wurde 2013 von den 15
Gemeinden initiiert (Januschke 2016: 28). Ziel der Koopera-
tion ist es, die individuellen Besonderheiten der Gemeinden
zu erhalten und sich gemeinsam als „der eine Zukunftsraum
südlich der Alpen“7 zu positionieren. Dazu wurde ein Stand-
ortentwicklungsprozess initiiert, in dem die für das Leben,
Arbeiten und Wirtschaften in der Region zentralen Bereiche
herausgearbeitet wurden (zu den Ergebnissen vgl. Institut
für Standort-, Regional- und Kommunalentwicklung 2017).

Als Steuerungsgremium des Prozesses fungiert die Ge-
meinschaft der 15 Bürgermeisterinnen und Bürgermeister,
die auch die Verbandsversammlung des Planungsverban-
des bilden. Obmann ist der Bürgermeister einer kleinen
Gemeinde, während die Stellvertretung bei der Stadt Li-
enz liegt, die sich hier bewusst zurücknimmt (Interview
5). Zur Einbindung und Information sämtlicher Gemeinde-
mandatare sowie Bürgerinnen und Bürger wurden bislang
fünf Regionskonferenzen als öffentliche Diskussionsveran-
staltungen durchgeführt. Die gesetzlich vorgeschriebene Ge-
schäftsstelle des Planungsverbandes ist beim Abwasserver-
band Lienzer Talboden angesiedelt, das Kooperationsma-
nagement für den Zukunftsraum Lienzer Talboden jedoch
liegt bei der Stadt Lienz im Bereich Standortentwicklung/
Wirtschaft/Stadtmarketing, wodurch sich wichtige Synergi-
en mit der Arbeit der Stadtverwaltung ergeben. Für die Stadt
ist die intensive Kooperation mit den Nachbargemeinden ein
Gegenmodell zur Gemeindefusion, weil aus ihrer Sicht eine
gute Kooperation eine Fusion ersetzen kann (Interview 5).

4.3.2 Inhaltliche Ausrichtung der stadtregionalen
Zusammenarbeit

Im Fokus der Arbeit des Lienzer Talbodens liegt die Stand-
ortentwicklung des „Zukunftsraums“. Ein zentrales Koope-
rationsprojekt stellt dabei die Gewerbegebietsstrategie dar,
nach der es perspektivisch im Lienzer Talboden nur noch
vier Gewerbegebiete mit jeweils klarer Spezialisierung ge-
ben soll. Für den Grundstücksankauf wird eine Genossen-
schaft der beteiligten Gemeinden gegründet. Vorgesehen
ist eine freiwillige Aufteilung der Gewerbesteuer über den
Planungsverband. Ein weiteres Gemeinschaftsprojekt stellt
„RegioNet“ dar, mit dem ein regionales Glasfasernetz ent-
steht. Für praktische Verwaltungsaufgaben gibt es weitere
sektorale Kooperationen, so einen Gemeindeverband aller
15 Gemeinden für das Standesamt sowie – mit Ausnahme
der Stadt Lienz - einen Gemeindeverband für Baumanage-

7 https://zukunftsraumlienzertalboden.at (14.02.2021).

Raumforschung und Raumordnung | Spatial Research and Planning � (2021) 0/0: 1–18 9

https://zukunftsraumlienzertalboden.at
https://zukunftsraumlienzertalboden.at


A. Priebs, M. Schorn

ment. Ein dauerhaft wichtiger Aspekt der Kooperation wird
in der offensiven Vermarktung der Region nach außen gese-
hen, mit der auch nach innen das Wir-Gefühl gestärkt wird.
Zentraler Inhalt der interkommunalen Zusammenarbeit des
„Zukunftsraumes“ ist damit die Wirtschaftsförderung der
Region, die laut Wirth und Biwald (2006: 23) neben inves-
titionsintensiven Bereichen ein mittlerweile immer populä-
reres Motiv für die interkommunale Kooperation in Öster-
reich darstellt.

Aber auch die Zusammenarbeit im Bereich investitions-
intensiver Bereiche wie der Ver- und Entsorgung als tra-
ditionelle Form der interkommunalen Kooperation (Wirth/
Biwald 2006: 22) zeigt sich in der Stadtregion Lienzer Tal-
boden. So bietet die Stadt Lienz den anderen Gemeinden
an, nach dem Sitzgemeinde-Modell auch Dienstleistungen
zu übernehmen. Mit dem Neubau ihres Altstoff- und Res-
sourcenzentrums hat die Stadt allen Gemeinden im Lien-
zer Talboden die zentrale Organisation der Altstoff- und
Problemstoffsammlung angeboten. Perspektivisch soll das
städtische Wasserwerk Lienz in ein Kommunalwerk umge-
wandelt werden, das den anderen Gemeinden eine breite
Palette kommunaler Dienstleistungen anbieten soll.8

4.3.3 Rolle der Stadt Lienz in der Stadtregion Lienzer
Talboden

Für die Stadt Lienz beschränkt sich die Kooperation mit
ihren Nachbarn nicht auf die Gebietskulisse des Planungs-
verbandes. Vielmehr sieht sie Kooperation als einen räum-
lich und institutionell wesentlich offeneren Prozess. Die
Stadt sieht sich als Managerin einer „Multilevel Govern-
ance Struktur“, die sich über vier simultan bearbeitete Stra-
tegieebenen erstreckt (Interview 5). Neben der räumlich am
engsten geschnittenen Kooperationsebene des Lienzer Tal-
bodens arbeiten auf der Ebene des Bezirkes Lienz dessen 33
Gemeinden in mehreren Gemeindeverbänden (für das Be-
zirkskrankenhaus, Wohn- und Pflegeheime sowie die Abfall-
wirtschaft) zusammen, deren Zusammenschluss zu einem
Mehrzweckverband diskutiert wird. Die nächste Kooperati-
onsebene stellt der Landesteil Osttirol dar, wo das Regional-
management Osttirol (RMO) tätig ist, das auch das Förder-
mittelmanagement für die LEADER-Projekte im Lienzer
Talboden wahrnimmt. Auf der Ebene des Städtenetzwerks
„Südalpenraum“ schließlich arbeiten die Städte Lienz (Ti-
rol), Bruneck (Südtirol/Italien) sowie Hermagor und Spittal
(Kärnten) zusammen. Diese haben im Jahr 2019 eine ge-
meinsame Städtecharta proklamiert und verfolgen das Prin-
zip der „smart specialization“, z. B. durch unterschiedliche
Schwerpunkte der Hochschuleinrichtungen. Mit dem Städ-

8 Schriftliche Mitteilung Oskar Januschke, 19. Juli 2020.

tenetzwerk soll auch die Bedeutung der Städte und deren
gemeinsame Verantwortung für die Stabilisierung des länd-
lichen Raums unterstrichen werden. Das derzeitige infor-
melle Bürgermeistertreffen soll künftig durch eine Regions-
konferenz und einen Regionsrat ersetzt werden (Interview
5).

4.4 Powerregion Enns-Steyr (Oberösterreich)

Eine der erfolgreichen oberösterreichischen Stadtregionen
ist die Powerregion Enns-Steyr9, die sich 2013 als Gemein-
deverband der zwei Städte Enns und Steyr und der sechs
Gemeinden St. Florian, Asten, Hargelsberg, Kronstorf, Die-
tach und Wolfern gegründet hat. Das Gebiet der Powerre-
gion erstreckt sich mit Linz-Land, Steyr-Land sowie der
Statutarstadt Steyr über drei administrative Bezirke. Bereits
aus dieser administrativen Zusammensetzung zeigt sich der
Erfolg der Powerregion Enns-Steyr, waren Verwaltungsge-
meinschaften in Oberösterreich doch lange nur zwischen
Gemeinden desselben politischen Bezirks denkbar (Wirth/
Biwald 2006: 21).

Die Region zählt mit Standorten international führender
Unternehmen wie BMW oder MAN zu den wirtschaftlich
stark entwickelten Regionen in Oberösterreich. Auch demo-
graphisch stellen die Gemeinden mit ihren insgesamt über
74.000 EW einen Wachstumsraum dar. Mit den für die Po-
werregion namensgebenden Städten Enns (11.940 EW) so-
wie Steyr (38.056 EW) sind zwei Kernstädte unterschied-
licher Größe involviert. Im Sinne von Herrschel und New-
man (2003) könnte das Muster der Powerregion Enns-Steyr
als polyzentral charakterisiert werden. Steyr ist dabei das
wirtschaftliche Zentrum, in dem mehr als die Hälfte der
Bevölkerung der Powerregion lebt. Die Stadt Enns verfügt
mit dem Ennshafen wiederum über eine wichtige Trans-
portinfrastruktur für die global vernetzte Wirtschaft in der
Region.

4.4.1 Organisatorische Struktur und institutioneller
Rahmen der Powerregion Enns-Steyr

Die Powerregion Enns-Steyr ist eine der am stärksten for-
malisierten Beispiele für stadtregionale Zusammenarbeit in
Oberösterreich. Während Stadtregionen von Seiten des Lan-
des Oberösterreich als informelle Arbeitsgremien angelegt
sind, haben sich die Gemeinden der Powerregion Enns-
Steyr 2013 zu einem Gemeindeverband zusammengeschlos-
sen. In diesem sind als Ziele die kooperative Raumentwick-
lung, die Entwicklung interkommunaler Betriebsstandorte
sowie eine integrierte und nachhaltige Regionalentwicklung

9 https://www.power-region.at (16.02.2021).
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festgelegt. Die Powerregion ist heute der einzige Gemeinde-
verband zur interkommunalen Raumentwicklung in Oberös-
terreich (Interview 6).

Bei der Umsetzung der Verbandsziele bedient sich die
Region unterschiedlicher Förderungen bzw. Instrumente,
die vom Land Oberösterreich koordiniert werden. Mittels
des Förderprogramms „Regio 13“ des Landes Oberös-
terreich wurden im interkommunalen Raumentwicklungs-
konzept sogenannte Denkräume für die Entwicklung von
interkommunalen Betriebsstandorten, Qualitätsräume für
Landschaft und Landwirtschaft sowie Qualitätsstandards
für regional bedeutsame Betriebs- und Wohnstandorte fest-
gelegt. Auch der Ausbau jener Standortfaktoren, die vor
allem in der Säule „Integrierte und nachhaltige Regional-
entwicklung“ forciert werden, soll über Förderprogramme
abgedeckt werden. Hierfür stand in den vergangenen Jahren
als Instrument des Landes Oberösterreich die Förderung
von stadtregionalen Entwicklungsstrategien und daraus ab-
geleiteter investiver Umsetzungsprojekte zur Verfügung,
die über das EU-Förderprogramm IWB/EFRE10 abgewi-
ckelt wurden. Nachdem die Powerregion aufgrund ihrer
räumlichen Struktur, die sich über drei administrative
Bezirke erstreckt, der Förderlogik von EU-Förderungen oft-
mals entgegensteht, müssen regelmäßig kreative Lösungen
zur Finanzierung kooperativer Raumentwicklungsprozesse
und -projekte gesucht werden (Interview 6). Allerdings
wird auch die ,Einzigartigkeit‘ der institutionellen Struktur
der Powerregion im Land Oberösterreich betont, die nur
bedingt auf andere Regionen übertragbar ist. So meint
etwa der für Interkommunale Kooperationen zuständige
Planer des Landes Oberösterreich: „Die Sorge, die wir in
der Landesplanung haben, ist, wenn man diese Koopera-
tionsräume vollkommen freiwillig macht, dann entsteht
das, was wir derzeit bei den INKOBAs11 haben. Nämlich
ein Patchwork an motivierten Kooperierenden, aber kei-
ne Flächendeckung. Deswegen haben wir vom Land die
Gründung von diesen regionalen Gemeindeverbänden nicht
wirklich massiv unterstützt, weil man das dann machen
kann, wenn man eine klare räumliche Strukturierung hat“
(Interview 6).

Auch hinsichtlich der Verbindlichkeit der gemeinschaft-
lichen Raumentwicklung geht die Powerregion Enns-Steyr
einen ,Sonderweg‘ im Bundesland Oberösterreich. Wäh-
rend in Oberösterreich planerische Abstimmungen auf
interkommunaler Ebene stets informell sind, wird in der
Powerregion Enns-Steyr eine gemeinschaftliche Raument-

10 Investitionen in Wachstum und Beschäftigung Österreich 2014-
2020; https://www.iwb2020.at/de/was-ist-iwb2020.html (18.03.2021).
11 Kurzform für das Instrument „Interkommunale Betriebsansied-
lung“ des Landes Oberösterreich.

wicklung betrieben und die konsensual bestimmten Festle-
gungen und Ziele werden auch auf Ebenen der örtlichen
Raumordnung freiwillig von allen Gemeinden berücksich-
tigt (Interview 7). Die interkommunale Kooperation in Fra-
gen der überörtlichen Raumordnung erhält in der Powerregi-
on damit einen höheren Verbindlichkeitsgrad als ihr formell
zukommen müsste.

4.4.2 Inhaltliche Ausrichtung der stadtregionalen
Zusammenarbeit in der Powerregion Enns-Steyr

Wie bereits erwähnt basiert die Arbeit der Powerregion auf
den drei Säulen kooperative Raumentwicklung, Entwick-
lung interkommunaler Betriebsstandorte sowie integrierte
und nachhaltige Regionalentwicklung. In der Entstehung
des Gemeindeverbandes spielte vor allem die interkommu-
nale Betriebsstandortentwicklung eine zentrale Rolle. För-
dernd war dabei die wirtschaftlich globale Verflechtung
der beiden Kernstädte und der sechs beteiligten Umland-
gemeinden. So wurde in einem ersten Schritt 2006 nach
dem Beschluss für den Bau der Bundesstraße 309 zwischen
Enns und Steyr eine Initiative „Interkommunale Betriebs-
ansiedlung“ (INKOBA) zwischen den Gemeinden Hargels-
berg und Kronstorf gegründet, um die so erschlossenen Flä-
chen auch für Betriebsansiedlungen attraktiv zu machen.
Bei dem Instrument der INKOBA, das von der Wirtschafts-
agentur des Landes Oberösterreich gefördert wird, steht die
interkommunale Standortsicherung im Vordergrund. Ergeb-
nis dieser INKOBA-Gründung war unter anderem das In-
teresse des Internetkonzerns Google an dortigen Betriebs-
flächen (Interview 7). In einem zweiten Schritt wurde das
Handlungsgebiet der INKOBA auf die gesamten, an der neu-
en Bundesstraße 309 gelegenen Gemeinden zwischen Enns
und Steyr erweitert. So lieferte die 2010 eröffnete Straße
als wichtige Entwicklungsachse ein Argument, über eine
gesamtregionale Standortentwicklung nachzudenken, so der
Obmann der Powerregion. Ziel der Gemeinden war es, ge-
meinsam Verantwortung für die Entwicklung der Region zu
übernehmen und im Dialog anstatt in Konkurrenz Betriebs-
standortentwicklung zu betreiben. Der Zusammenschluss
zur Powerregion wurde damals auch auf Landesebene, im
Besonderen durch die Landesplanung, als gutes Beispiel
für interkommunale Kooperation unterstützt. Längerfristi-
ges Ziel der Zusammenarbeit der acht Gemeinden ist es, ge-
meinsame Qualitätsstandards für Flächenwidmungen festzu-
legen, um eine nachhaltige räumliche Entwicklung und ein
qualitätsvolles Wachstum in einer zukunftsfähigen Region
mit hoher Standortqualität zu fördern. Als Mehr-Themen-
Verband weist die Powerregion einen Kooperationsansatz
mit hoher Verbindlichkeit, aber auch mit einer starken ter-
ritorialen Orientierung auf (Bogumil/Grohs 2010: 94).
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4.4.3 Rolle der Kernstädte in der Powerregion
Das Verhältnis der acht Gemeinden zueinander kann trotz
unterschiedlicher Gemeindegröße als „Zusammenarbeit auf
Augenhöhe“ bezeichnet werden, wie die Gesprächspartner/
-in in der Powerregion betonen. „Das Ganze baut auf einem
fairen bzw. solidarischen Verhältnis der Städte mit weite-
ren kleineren Gemeinden auf“ (Interview 7), so der Bürger-
meister der 3.500 Einwohner-Gemeinde Kronstorf, der seit
der Gründung des Gemeindeverbandes gleichzeitig auch
Obmann der Powerregion Enns-Steyr ist. Dieses faire und
solidarische Miteinander zeigt sich unter anderem darin,
dass bei Beschlüssen das Einstimmigkeitsprinzip besteht.
Ebenso werden die Erträge aus den in die INKOBA einge-
brachten interkommunalen Betriebsstandorten ausgleichs-
orientiert verteilt, indem alle Gemeinden einen fixen Sockel-
betrag erhalten. Erst in einem zweiten Schritt wird entlang
der Einwohnerzahl gewichtet. Auch die Aufteilung der Mit-
gliedsbeiträge funktioniert (abgesehen vom Standortbonus)
nach diesem Verteilungsschlüssel. In den Verhandlungen
mit den anderen Gemeinden agieren die beiden Städte Steyr
und Enns zwar aus einer Position der administrativen und
wirtschaftlichen Stärke heraus, sehen aber auch den Nut-
zen der Kooperation und betonen, dass sie als starke Städte
auf Augenhöhe mit ihren Partnergemeinden zusammenar-
beiten (Interview 8). Dieses solidarische Miteinander kann
als Erfolgsgarant für das Bestehen des Gemeindeverbandes
gesehen werden und hebt die Besonderheit der Powerregi-
on gegenüber anderen oberösterreichischen Stadtregionen
hervor (Interview 6). Entscheidende Faktoren sind die Ent-
stehung in einem Bottom-up-Prozess, ein klares Bekenntnis
aller Gemeinden zur Powerregion sowie das hohe Enga-
gement der Bürgermeister. Hier zeigt sich die Bedeutung
der Initiative einzelner engagierter Personen (Wirth/Biwald
2006: 24) für die Realisierung einer erfolgreichen stadtre-
gionalen Zusammenarbeit.

4.5 Stadtgemeinde Trofaiach (Steiermark)

Wie bereits ausgeführt stellt die Stadtgemeinde Trofaiach
unter den Fallstudien eine Besonderheit dar, da es sich hier-
bei um eine freiwillige Fusion von drei Gemeinden und
damit um die weitgehendste Form der interkommunalen Ko-
operation handelt. Wie das Beispiel zeigt, kann der Prozess
der freiwilligen Fusion im Spektrum interkommunaler Ko-
operationsformen durchaus geeignet sein, die Handlungs-
fähigkeit eines Raumes aufrechtzuerhalten bzw. die Hand-
lungsmöglichkeiten zu erweitern. Meist versuchen Gemein-
den jedoch eher durch verstärkte Kooperation einer Gemein-
dezusammenlegung vorzubeugen und jeweils unabhängig
zu bleiben. Tatsächlich haben bei der Bildung der heutigen
Stadtgemeinde Trofaiach beide Aspekte eine Rolle gespielt.
Einerseits war es bereits früh das erklärte Ziel der anfangs

involvierten Gemeinden Trofaiach, Vordernberg und Haf-
ning, eine Einwohnergröße von 10.000 EW zu erreichen,
um Einsparungseffekte zu erzielen und nicht zuletzt im Fi-
nanzausgleich finanziell besser gestellt zu werden. Anderer-
seits macht der Bürgermeister von Trofaiach keinen Hehl
daraus, dass die involvierten Gemeinden durch ihre freiwil-
lige Fusion auch der im Raum stehenden Eingemeindung
nach Leoben – mit knapp 25.000 EW und als Universi-
täts- und Bezirkshauptstadt ein weit ausstrahlendes sozia-
les und wirtschaftliches Zentrum – zuvorkommen wollten
(Interview 9). Der tatsächliche Zusammenschluss der drei
Gemeinden Trofaiach, Hafning und Gai zur Stadtgemeinde
Trofaiach12 kann damit auch als ein Akt des gemeinsamen
Widerstandes gegen eine Eingemeindung in eine dominante
Mittelstadt gesehen werden, die für diese drei kleineren Ge-
meinden nicht nur den Verlust ihrer Unabhängigkeit, son-
dern in gewisser Weise auch ihrer Identität als ,ländlich
geprägte Gemeinde‘ im Kontrast zum ,städtischen‘ Leoben
bedeutet hätte. Diese Faktoren, die schlussendlich auch zur
Fusion zur Stadtgemeinde Trofaiach geführt haben, stellen
generell häufige Gründe für die Zurückhaltung insbesonde-
re von kleinen Gemeinden gegenüber einer Intensivierung
einer interkommunalen Kooperation dar, wie auch Wirth
und Biwald (2006: 22) darlegen.

4.5.1 Institutioneller Hintergrund der Fusionierung zur
Stadtgemeinde Trofaiach

Der 2013 erfolgten Bildung der Stadtgemeinde Trofaiach,
die mit heute rund 11.200 EW eine größere Kleinstadt dar-
stellt (und damit deutlich kleiner ist als die anderen vorge-
stellten Räume), ging ein komplexer Governance-Prozess
voraus, der 2011 begann. Ausgangspunkt für die freiwilli-
ge Fusion der drei Gemeinden lag in dem vom Land Stei-
ermark seit 2006 vorbereiteten Prozess zur weitreichenden
Neustrukturierung der steirischen Regionalpolitik, der 2010
in die Gründung von Kleinregionen mündete. Dieser mit
„Regionext“ betitelte Prozess brachte vielfältige strukturelle
Änderungen mit sich und führte unter anderem zur Profes-
sionalisierung des Regionalmanagements. Bereits 2010 hat-
ten die Bürgermeister der Gemeinden Trofaiach, Vordern-
berg und Hafning den Regionext-Prozess als eine Vorstu-
fe zur Gemeindestrukturreform eingeschätzt – tatsächlich
schlossen sich mit 1. Jänner 2015 die vormals 542 steiri-
schen Gemeinden zu nur noch 287 Gemeinden zusammen.
Um der unerwünschten Eingemeindung nach Leoben zu-
vorzukommen und auch die Gunst der Stunde zu nutzen,
wandten sich die drei Bürgermeister damals an den Lan-

12 https://www.trofaiach.gv.at (18.02.2021).
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deshauptmann und seinen Stellvertreter, um sich als „Role
Models“ für eine Gemeindefusion anzubieten (Interview 9).

Nachdem der Vorschlag zur freiwilligen Fusion auf lan-
despolitischer Ebene Zustimmung fand, begannen die drei
Gemeinden, die Fusion administrativ vorzubereiten. Die-
ser Prozess wurde durch drei vom Land Steiermark finan-
zierte Beratungsunternehmen im Hinblick auf rechtliche,
organisatorische und kommunikative Angelegenheiten be-
gleitet. Später schloss sich auch die Gemeinde Gai mit
knapp 1.750 EW den Verhandlungen zur Gemeindefusi-
on an, nachdem auch hier die Bevölkerung die Gemein-
dezusammenlegung mit Leoben ablehnte. In einem knapp
zwei Jahre dauernden Prozess wurden die neuen adminis-
trativen Strukturen unter Einbindung der Amtsleiter sowie
der Gemeindebeschäftigten, aber auch der örtlichen Verei-
ne, vorbereitet. Die Bürgermeister waren darum bemüht,
neben der politischen auch die verwaltungstechnische so-
wie gesellschaftliche Ebene gezielt einzubinden und früh
eine Akzeptanz in der Bevölkerung herzustellen, die der
Gemeindezusammenlegung schlussendlich in einer Volks-
befragung im Herbst 2012 zustimmen sollte. Im Fusionie-
rungsprozess wurden damit auch die „machtpolitischen ,Ge-
legenheitsfenster‘“ (Bogumil/Grohs 2010: 100) genutzt, die
auch für den Erfolg anderer Formen der Institutionalisie-
rung interkommunaler Kooperation bedeutsam sind.

Neben dem erwähnten Ziel, durch eine effiziente Verwal-
tung Kosten zu sparen, sah man die Zusammenlegung als
Chance, die kommunalen Dienstleistungen zu professiona-
lisieren.

4.5.2 Rolle der involvierten Gemeinden
Wie erwähnt wurde der Fusionsprozess bereits zu einem
sehr frühen Zeitpunkt von den Bürgermeistern der Gemein-
den Trofaiach, Vordernberg und Hafning forciert. Obwohl
dieser Prozess weitgehend von einem partnerschaftlichen
Miteinander unter Einbindung vieler Stakeholder geprägt
war, gab es kurz vor der Volksbefragung Anfang Oktober
2012 auch einen Bruch. Während sich Politik sowie Bürge-
rinnen und Bürger der drei Gemeinden Trofaiach, Hafning
und Gai, die auch heute die Stadtgemeinde Trofaiach bil-
den, überwiegend für die Fusion aussprachen, änderte der
Bürgermeister von Vordernberg kurz vor der Volksbefra-
gung seinen Standpunkt und empfahl seinen Bürgerinnen
und Bürgern, bei der Volksbefragung gegen eine Fusion zu
stimmen. Als Begründung nannte er seinen Zweifel an den
Einsparungspotenzialen und an der neuen administrativen
Struktur sowie die Befürchtung, dass es zu einer Zentralisie-
rung der Infrastrukturen in Richtung Trofaiach und damit
einer Schlechterstellung der mehr als 1.000 EW von Vor-
dernberg kommen würde (Müller 2012; Walenta/Schöberl
2012). Die Bürgerinnen und Bürger von Vordernberg folg-
ten ihrem Bürgermeister und stimmten mehrheitlich gegen

eine Fusion, sodass Vordernberg auch heute noch eine ei-
genständige Gemeinde ist.

Trotz der Abkehr von Vordernberg sieht der Bürgermeis-
ter von Trofaiach in der Gemeindezusammenlegung eine
Erfolgsgeschichte. So stehen der Stadtgemeinde heute auf-
grund des Finanzausgleiches jährlich rund 1,5 Mio. Euro
an Mehreinnahmen zur Verfügung und durch Synergieef-
fekte können weitere 500.000 Euro erwirtschaftet werden,
die die Stadt etwa zum Ausbau des öffentlichen Nahver-
kehrs sowie zur Innenentwicklung nutzen kann. Mit diesen
Maßnahmen erweckte die Stadtgemeinde Trofaiach breites
Aufsehen und konnte ihren Schuldenstand um zwei Drit-
tel reduzieren, sodass sie heute über einen ausgeglichenen
Finanzhaushalt verfügt. Der Erfolg dieser freiwilligen Fu-
sion zeigt sich nicht nur in ihrer von der Landesplanung
(Interview 10) und weiteren Expertinnen und Experten be-
tonten Vorbildwirkung, sondern auch darin, dass die Stadt
Trofaiach heute das kleinregionale Zentrum für neun umlie-
gende Gemeinden darstellt.

Die Fallstudie Trofaiach zeigt die Notwendigkeit einer
frühen Einbindung aller relevanten Ebenen und Stakehol-
der in den Prozess der freiwilligen Gemeindezusammenle-
gung. Als vorteilhafter Kontextfaktor kann dabei sicherlich
auch der Umstand gesehen werden, dass die Gemeinden Tro-
faiach, Hafning und Gai schon vor ihrer Fusion bei der Er-
bringung technischer und sozialer Infrastrukturen wie einer
Kläranlage oder Betreuungs- und Bildungseinrichtungen ko-
operiert hatten und in einem gemeinsamen Pfarrverband or-
ganisiert waren (Interview 9). Die jahrelange Zusammenar-
beit in diesen Bereichen erleichterte auf der einen Seite die
Intensivierung dieser Kooperationsbeziehungen im Abstim-
mungsprozess für die Fusion und führte auf der anderen
Seite dazu, dass sich die Einwohnerinnen und Einwohner
der fusionierten Gemeinden relativ schnell mit der neuen
Gemeindestruktur identifizieren konnten.

5 Vergleichende Analyse der
Ausgestaltung der Kooperationen

5.1 Organisatorische Struktur und
institutioneller Rahmen der
Kooperationen

Ebenso wie der jeweilige Anlass gestaltet sich der forma-
le Rahmen der Kooperationen in den vier Fallstudien un-
terschiedlich, jedoch sind durchweg ein pragmatischer An-
satz und die Kombination mehrerer Organisationsmodelle
erkennbar. In der Region Vorderland-Feldkirch wurde als
,Dach‘ der Maßnahmen die Vereinslösung gewählt, für die
gemeinsame Aufgabenerledigung wurden öffentlich-rechtli-
che Kooperationsformen bis zum Gemeindeverband heran-
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gezogen. Im Lienzer Talboden bildet der Planungsverband
nach Tiroler Raumordnungsrecht den formalen Rahmen,
doch geht die von der Stadt Lienz koordinierte vielfältige
Kooperationstätigkeit weit über die damit verbundenen Auf-
gaben hinaus. Charakteristisch für die Kooperation im Li-
enzer Raum ist die bewusst geschaffene Multilevel-Govern-
ance-Struktur mit einem engen Kooperationsgeflecht förm-
licher und informeller Kooperationsformen auf unterschied-
lichen räumlichen Maßstabsebenen. Während die Gemein-
deverbände in den beiden erstgenannten Kooperationen ei-
ne eher untergeordnete Bedeutung haben, bildet der Ge-
meindeverband Powerregion Enns-Steyr als „Mehrzweck-
verband“ für diesen Raum die zentrale Kooperationsplatt-
form. Detaillierte Regelungen bestehen zu den strategischen
Zielen der Raumentwicklung sowie zu den interkommuna-
len Betriebsstandorten mit einer solidarischen Aufteilung
von Aufwand und Einnahmen. In Trofaiach stand am En-
de eines gemeinsamen Organisationsprozesses der freiwil-
lige Zusammenschluss zu einer Stadtgemeinde. Begünstigt
wurde dieser Prozess durch die anstehende Gebietsreform
in der Steiermark – einerseits als Vorbeugemaßnahme ge-
gen eine Eingemeindung in das regionale Zentrum, anderer-
seits durch die Vorreiterrolle für die Schaffung effizienter
Gemeinden. Dass es sich auch bei der freiwilligen Fusion
um eine Form der interkommunalen Kooperation handelt,
zeigt sich in der intensiven gemeinsamen Vorbereitung als
Bottom-up-Prozess in enger Absprache aller beteiligten Ge-
meinden.

Diese Übersicht zeigt, dass der von der Österreichischen
Raumordnungskonferenz initiierte Ansatz der Stadtregio-
nen vor Ort sehr unterschiedlich ausgefüllt und die beste-
henden organisatorischen und institutionellen Möglichkei-
ten sehr flexibel genutzt werden. Deutlich wird, dass stets
ein formaler Rahmen als primäre Kooperationsebene ge-
nutzt wird, die Ausgestaltung jedoch individuell entspre-
chend den örtlichen Konstellationen und Zielsetzungen er-
folgt. Es kann damit festgehalten werden, dass interkom-
munale Kooperationen von Klein- und Mittelstädten als
gelebte Praxis der Stadtregionen in Österreich „ein Ergeb-
nis hochdynamischer, kontingenter Entscheidungsprozesse“
darstellen und „eine Generalisierbarkeit ausgeschlossen ist“
(Seuberlich 2012: 107). Jede Region entwickelt dabei einen
eigenen institutionellen Rahmen.

5.2 Gemeinsame Strategien und
Aufgabenwahrnehmung

In allen Fallstudien lässt sich ein strategischer und ein auf-
gabenbezogener Kooperationsansatz erkennen. Strategisch
geht es um das übergeordnete Ziel einer abgestimmten stadt-
regionalen Entwicklung, aufgabenbezogen um die Bewälti-
gung konkreter administrativer oder betrieblicher Heraus-

forderungen. Grundlage beider Ansätze ist der erkannte
Mehrwert gemeinsamer Stärke und bei den Verwaltungsauf-
gaben die Erkenntnis, dass gerade kleinere Gemeinden eine
bessere Qualität und Effizienz der Aufgabenwahrnehmung
erzielen können, wenn sie die Möglichkeiten zur Koopera-
tion nutzen.

Der strategische Ansatz betrifft in allen Fallstudien die
gesamte Stadtregion, allerdings in unterschiedlichen Kon-
texten. Die Kooperation im Lienzer Talboden wird über-
lagert durch weitere Ansätze für überregionale räumliche
Verflechtungen. In der Powerregion Enns-Steyr liegt der
räumliche Zuschnitt quer zu den administrativen Einteilun-
gen des Landes. Die Region Vorderland-Feldkirch ist ein-
gebettet in die großräumigere Strategie für das Rheintal,
wo weitere Städte und nicht zuletzt das Land Vorarlberg ei-
ne entscheidende Rolle spielen. In Trofaiach schließlich ist
das Nebeneinander von drei kleineren Gemeinden einer ge-
bündelten Aufgabenwahrnehmung in einer leistungsfähigen
Stadtgemeinde gewichen. Jedes der vier Fallbeispiele zeigt
damit für sich eine flexible politische Geometrie (Zimmer-
mann/Heinelt 2012: 18). Stadtregionale Zusammenarbeit ist
immer in einen weiteren politischen Rahmen eingebettet.

Der aufgabenbezogene Ansatz führt zu einer Vielzahl in-
dividueller Lösungen für unterschiedliche Aufgabenfelder
und weist in den vier Fallbeispielen die gesamte Bandbrei-
te auf, die Wirth und Biwald (2006: 21) im Bereich von
Kooperationen systematisiert haben. Ob es das Standesamt,
die Abfallsammlung, das Baurecht oder die Finanzverwal-
tung ist – in den einzelnen Stadtregionen ist der Bedarf nach
interkommunaler Kooperation unterschiedlich gelagert und
führt zu individuellen Lösungen. Auch die Zahl der sich
beteiligenden Gemeinden ist unterschiedlich und nicht bei
allen Kooperationen sind stets alle Gemeinden einer Stadt-
region dabei. Außerdem wird seitens der kleineren Gemein-
den das Sitzgemeinden-Modell genutzt, um sowohl Dienst-
leistungen der Kernstadt als auch einer anderen Gemeinde
in Anspruch zu nehmen. In Trofaiach werden von der Stadt-
verwaltung und den Stadtwerken alle Aufgaben für das ge-
samte neue Gemeindegebiet wahrgenommen.

5.3 Verhältnis zwischen den Gemeinden und
Rolle der Städte

In allen untersuchten Kooperationen ist unbestritten, dass
den involvierten Klein- und Mittelstädten eine entscheiden-
de Rolle für die Entwicklung des gemeinsamen Raumes zu-
kommt. Angestrebt wird dabei eine Partnerschaft auf Augen-
höhe und die Gleichberechtigung aller Gemeinden. Tatsäch-
lich entscheiden die einzelnen Kommunen sehr individuell,
ob sie bei bestimmten Kooperationen mitwirken oder nicht,
und bei der Wahl des Vorsitzes in einer Kooperation liegt
der Vorsitz stets bei kleineren Gemeinden und nicht bei den
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Städten. Im Falle der Powerregion war entscheidend, dass
die Städte Enns und Steyr sehr früh erkannt haben, dass ein
solidarischer Schlüssel bei der Aufteilung der Erträge aus
den interkommunalen Betriebsstandorten Voraussetzung ei-
ner ebenbürtigen Zusammenarbeit ist. Ein Konsens besteht
ferner über das Einstimmigkeitsprinzip bei Beschlüssen. In
der Region Vorderland-Feldkirch hat sich die Stadt anfangs
eher abwartend gegenüber der Gemeindekooperation ver-
halten, jedoch später eine offensive Positionierung in der
Region und die interkommunale Kooperation zu Bestand-
teilen ihrer Zukunftsstrategie erklärt. Sie ist zwar an den
administrativen Kooperationen im Rahmen des regionalen
Vereins, so beim Baurechtsamt, nicht beteiligt, übernimmt
jedoch wie etwa auch die Stadt Lienz kraft ihrer administra-
tiven Leistungsfähigkeit einzelne Aufgaben für die anderen
Gemeinden nach dem Sitzgemeinde-Modell. Auch bei der
Fusion der drei Ursprungsgemeinden zur Stadt Trofaiach
wurden die Verhandlungen zwischen den drei Bürgermeis-
tern auf Augenhöhe betont; im Leitbild der fusionierten
Stadt ist die Gleichberechtigung aller Stadtteile festgelegt.
Anhand der empirischen Untersuchungen in den vier Fall-
regionen konnte die Aussage von Bernt (2013: 80), dass
ein gleichwertiges Agieren von Kommunen unterschiedli-
chen hierarchischen bzw. zentralörtlichen Status’ schwierig
sei, nicht bestätigt werden. Vielmehr zeigen die Ergebnisse
der vergleichenden Fallanalyse wie bei Kühn und Milstrey
(2015: 201), „dass eine gleichberechtigte Kooperation trotz
ungleicher zentralörtlicher Bedeutung möglich ist“. Aller-
dings muss auch festgehalten werden, dass die Klein- und
Mittelstädte in den Fallregionen mit ihrer ,Ankerfunktion‘,
die sie zweifellos besitzen, durchaus eine zentrale Rolle in
den stadtregionalen Arrangements einnehmen.

6 Fazit und Perspektiven
Die Untersuchung interkommunaler Kooperationen von ös-
terreichischen Klein- und Mittelstädten mit ihrem Umland
ermöglicht einen ersten Einblick in die Umsetzung der ös-
terreichischen Stadtregionsstrategie. Damit wird aus einem
auf nationaler Ebene vorwiegend diskursiven Ansatz eine
gelebte Praxis. Wie bereits Purkarthofer und Humer (2019:
10) feststellten, zeigt sich auch in dieser vergleichenden
Fallanalyse, dass sich bei der Umsetzung einer stadtregio-
nalen Strategie vor allem das Prinzip der Freiwilligkeit und
der Entwicklung und Umsetzung aus den Regionen heraus
bewährt. Generell nähern sich die Gemeinden schrittweise
über einzelne Kooperationen an, die sich aus Sachzwän-
gen bzw. betrieblicher und wirtschaftlicher Optimierung
ergeben. Aufgrund des Umstandes, dass die Umsetzung
der stadtregionalen Strategie im Wesentlichen den Bundes-
ländern und vor allem den Kommunen, die sich zu einer

Stadtregion zusammenschließen, obliegt, ergeben sich un-
terschiedlich ausgestaltete Arrangements. So zeigt die Un-
tersuchung, dass in den Fallstudien die unterschiedlichen
Organisationsmodelle und deren Kombinationen in unter-
schiedlicher Weise realisiert werden. Obwohl sämtliche in-
stitutionalisierten Kooperationen einschließlich der Fusion
der Stadt Trofaiach relativ jung sind, ist der Wille zur weite-
ren Optimierung in allen Fallstudien klar erkennbar und viel
Energie vorhanden, die gemeinsame Arbeit zu verstetigen
und zum Teil auch weiter zu intensivieren.

Bezüglich der institutionellen Struktur werden neben
informellen Organisationsformen auch öffentlich-rechtliche
Strukturen realisiert, wie die Bildung eines Gemeindever-
bandes, die Nutzung eines landesrechtlich konstituierten
Planungsverbandes und die Fusion zu einer vergrößer-
ten Gemeinde zeigen (vgl. Tabelle 1). In den drei ersten
Fallstudien wurde deutlich, dass mit den Kooperationen
gemeinsame Lösungen für die Stadtregionen gesucht (und
gefunden) wurden und sowohl dem Wunsch zum gemeinsa-
men Außenauftritt als auch den Herausforderungen durch
geringere Verwaltungskraft kleiner Gemeinden durch ei-
ne lebendige Kooperationskultur Rechnung getragen wird.
Trotz der in Trofaiach bestehenden Zufriedenheit mit der
Gemeindefusion herrscht in den anderen Stadtregionen
eindeutig der Wille vor, die erkannten Herausforderungen
durch eine weitere Intensivierung der Kooperation ohne
Fusionierungen zu bewältigen. Im Falle Lienz wird dies
am deutlichsten formuliert und die Position vertreten, eine
gute interkommunale Kooperation könne sogar eine Fusion
ersetzen.

Bezüglich der stattgefundenen Prozesse zeigen die Fall-
studien, dass es sich durchweg um Bottom-up-Prozesse mit
eigenen Strategien handelt, die – am sichtbarsten in der
Powerregion Enns-Steyr – auch durch staatliche Angebo-
te und Programme unterstützt werden. Die Österreichische
Raumordnungskonferenz hat gemeinsam mit dem Städte-
bund eine wesentliche Funktion bei der Motivation der
örtlichen und regionalen Akteure übernommen, umgekehrt
haben auch Vertreter/-innen von Stadtregionen in den ent-
sprechenden Gremien und Arbeitsgruppen von ÖROK und
Städtebund mitgewirkt (Interview 5). Durch dieses Zusam-
menspiel konnten in den untersuchten Stadtregionen wich-
tige Kräfte freigesetzt werden, womit die Ergebnisse auch
die Erkenntnisse von Kühn und Weck (2013: 102) bestäti-
gen, wonach sich die höchsten Potenziale für eine Bewälti-
gung von Peripherisierungsprozessen dort zeigen, „wo die
örtliche Prioritätensetzung auf der Grundlage einer strategi-
schen Vision über den Zugriff auf externe Ressourcen ent-
scheidet, und nicht umgekehrt die lokale Politikgestaltung
an sich wechselnde und extern definierte Förderprogram-
me angepasst wird“. Dass die untersuchten Fallregionen
eine gewisse Resilienz gegenüber Peripherisierungsprozes-
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sen aufweisen, zeigt sich in der ökonomischen, demographi-
schen wie auch institutionellen Dynamik der Stadtregionen.
Der Erfolg der stadtregionalen Raumpolitik in Österreich
lebt in Anknüpfung daran von der Eigeninitiative der Klein-
und Mittelstädte, die von übergeordneten Planungsebenen
in der Umsetzung einer Stadtregionspolitik unterstützt wer-
den.

7 Liste der Interviewten
Unser Dank gilt allen (auch nicht wörtlich zitierten und
hier nicht aufgeführten) Interviewten, die wesentlich zum
Gelingen des Beitrages beigetragen haben.

– Interview 1: Simon Dittrich, Leiter der Baurechtsverwal-
tung Region Vorderland, Sulz (06.02.2020)

– Interview 2: Christoph Kirchengast, Verein Region Vor-
derland-Feldkirch, Sulz (06.02.2020)

– Interview 3: Martin Duelli, Amt der Stadt Feldkirch, Lei-
ter Strategisches Management, Feldkirch (16.04.2020)

– Interview 4: Robert Ortner, Amt der Tiroler Landespla-
nung, Abteilungsvorstand Raumordnung und Statistik,
Innsbruck (05.02.2019)

– Interview 5: Oskar Januschke, Leiter des Bereichs Stand-
ortentwicklung, Wirtschaft und Marketing der Stadt Li-
enz (05.02.2020)

– Interview 6: Andreas Mandlbauer, Amt der Oberöster-
reichischen Landesregierung, Abteilung Raumordnung
(22.06.2020)

– Interview 7: Christian Kolarik, Bürgermeister der Ge-
meinde Kronstorf und Obmann der Powerregion Enns-
Steyr (28.05.2020)

– Interview 8: Claudia Schönegger, Geschäftsführerin ter-
racognita, fachliche Begleitung der Gründung des Ge-
meindemehrzweckverbandes Powerregion Enns-Steyr
(22.06.2020)

– Interview 9: Mario Abl, Bürgermeister der Gemeinde Tro-
faiach (26.11.2018)

– Interview 10: Harald Grießer, Amt der Steiermärkischen
Landesregierung, Abteilungsleiter 17, Graz (03.02.2020)
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